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Abréviations

UNO Organisation der Vereinten Nationen
EFTA Europäische Freihandelsassoziation
WTO Welthandelsorganisation
SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
NGO Nichtregierungsorganisation
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
FATCA Foreign Account Tax Compliance Act
IAEO Internationale Atomenergie-Organisation
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
AIA Automatischer Informationsaustausch
DEZA Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
G20 Gruppe der zwanzig wichtigsten Industrie- und Schwellenländer
IZA Internationale Zusammenarbeit
OAS Organisation Amerikanischer Staaten
UHNWI Ultra High Net Worth Individuals

ONU Organisation des Nations unies
AELE Association européenne de libre-échange
OMC Organisation mondiale du commerce
SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe
ONG Organisation non gouvernementale
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
FATCA Foreign Account Tax Compliance Act
AIEA Agence internationale de l'énergie atomique
EEE l'Espace économique européen
EAR Echange automatique de renseignements
DDC Direction du développement et de la coopération
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
G20 Groupe des vingt
CI coopération internationale
OEA Organisation des États Américains
UHNWI Ultra High Net Worth Individuals
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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Image de la Suisse à l'étranger

Der von der Bank «Credit Suisse» in Auftrag gegebene Global Wealth Report 2020
befasste sich anlässlich der Corona-Pandemie dieses Jahr mit deren Auswirkungen auf
die weltweite Vermögensverteilung. Zusammenfassend hielt der Bericht fest, dass die
langfristigen Konsequenzen der Pandemie noch nicht berechnet werden könnten und
ausführliche Resultate diesbezüglich erst in der zweiten Jahreshälfte 2021 zu erwarten
seien. Einige Tendenzen zeichneten sich aber bereits ab: Einerseits gebe es
beispielsweise in den USA Anzeichen dafür, dass die gesamthafte
Vermögensungleichheit innerhalb der Bevölkerung abgenommen habe. Andererseits
gebe es aber auch Anhaltspunkte, dass Geringvermögende oder bezüglich Vermögen
vielerorts benachteiligte Bevölkerungsgruppen wie Frauen, junge Erwachsene,
Minderheiten, Arbeitslose oder «geringqualifizierte» (low-skilled) Personen ebenso wie
Personen, welche in von der Pandemie besonders stark betroffenen Branchen (zum
Beispiel der Flugbranche) tätig seien respektive dort ihr Vermögen investierten,
finanziell stärker von den Folgen des Coronavirus betroffen seien. Deren Vermögen
habe sich also verringert. Letztlich fehlten laut des Reports aber noch handfeste
Zeugnisse, um Thesen bezüglich der Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die
Vermögensverteilung – etwa dass finanziell vermögende Personen weniger stark von der
Pandemie betroffen gewesen seien als finanziell geringvermögende – zu belegen.

Des Weiteren kam der Schweiz wie bereits in vorangegangenen Jahren besondere
Aufmerksamkeit im Global Wealth Report zu: Wieder lag sie an der Spitze des Rankings,
was hiess, das auch 2020 die Schweizerinnen und Schweizer, gemessen in US-Dollar,
über die höchsten Vermögen pro Kopf der Welt verfügten. Wegen zu geringer
Datenmenge nicht berücksichtigt wurden jedoch Liechtenstein und Monaco, für die der
Bericht ein noch höheres Vermögen pro Kopf vermutete. Laut des Reports nahm das
durchschnittliche Vermögen der Schweizer Bevölkerung zwischen Januar und Juni
2020, also auch während des coronabedingten Lockdowns, um 3.9 Prozentpunkte
gegenüber dem Vorjahr auf USD 598'400 zu. Für das Gesamtjahr prognostizierten die
Autoren der Untersuchung für die Schweiz gar ein Wachstum von 6.1 Prozentpunkten,
mit einem andauernden Wachstum im Jahr 2021.
Obwohl die Schweiz nur 0.1 Prozent der Weltbevölkerung ausmache, verfügten 1.7
Prozent des reichsten Prozents der Weltbevölkerung über eine Schweizer
Staatsbürgerschaft. Es werde zudem geschätzt, dass 2'730 Schweizerinnen und
Schweizer sogenannte UHNWI (Ultra High Net Worth Individuals) seien, das heisst
Privatpersonen mit einem Vermögen von mindestens USD 30 Mio.

Die Studie wurde von Professorinnen und Professoren der University of Western
Ontario (CAN) und University of Manchester (UK) und einem Datenspezialisten der
Uruguay Central Bank für die Credit Suisse erstellt. Wie auch im Vorjahr kam das
Ranking im Global Wealth Report des Versicherungskonzerns «Allianz» zu einem leicht
anderen Resultat: Hier lag die Schweiz erneut hinter den USA auf dem zweiten Platz. 1

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.10.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Ordre juridique

Entraide judiciaire

Ein Rechtshilfeabkommen abgeschlossen wurde im Jahr 2012 hingegen mit Kolumbien.
Beide Räte stimmten dem Vertrag in der Sommersession zu. 2

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 15.06.2012
NADJA ACKERMANN
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Politique étrangère

Politique étrangère

Im Zuge der weltweiten Corona-Pandemie schlossen zahlreiche Länder, darunter auch
die Schweiz, ihre Grenzen für Reisende. Häfen und Flughäfen stellten den Betrieb ein,
wodurch tausende Schweizer Touristen im Ausland strandeten. Mitte März verzeichnete
das EDA rund 7'700 Reisende, welche sich bei der Travel Admin App registriert hatten.
In Wirklichkeit befanden sich jedoch gemäss Schätzungen deutlich mehr
Schweizerinnen und Schweizer im Ausland. Die Aargauer Zeitung nannte Schätzungen,
die von mehreren zehntausend Personen ausgingen, der Blick schrieb von bis zu
50'000 Schweizer Reisenden. Auch aufgrund der mangelhaften Übersicht forderte der
Bundesrat am 19. März daher alle Schweizer Reisenden dazu auf, sich auf besagter
Travel Admin App zu registrieren, um Informationen durch das EDA zu erhalten. Das
Krisenmanagement-Zentrum des EDA hatte zu diesem Zeitpunkt bereits mit einer
drastisch erhöhten Frequenz an Anfragen zu kämpfen. Bundesrat Cassis forderte
angesichts der sich zuspitzenden Lage alle Schweizerinnen und Schweizer im Ausland
auf, umgehend in Eigenorganisation in die Schweiz zurückzukehren. Wie das EDA
verlauten liess, bestehe «laut Auslandschweizergesetz kein Anrecht auf eine
organisierte Ausreise aus einem Krisengebiet oder einer Krisensituation». Nur wenn
nachweislich keine anderweitigen Möglichkeiten zur Ausreise vorhanden seien, würde
der Bund intervenieren. Zwar plante das EDA gemäss Medienmitteilung vom 21. März die
Rückkehr hunderter Schweizerinnen und Schweizer aus Kolumbien und Peru und
arbeitete dafür mit der Fluggesellschaft «Edelweiss» zusammen. Doch grundsätzlich
beschränkten sich die Behörden zu diesem Zeitpunkt noch auf die
Informationsvermittlung, die Erstreckung von Fristen für Flugverbindungen oder auf die
Unterstützung bei der Erteilung von Landeerlaubnissen. Bereits am 23. März war es
jedoch einem Grossteil der mittlerweile 17'000 registrierten Nutzerinnen und Nutzer
der Travel-Admin-Plattform aufgrund lokaler Restriktionen und der flächendeckenden
Streichung von Flugverbindungen kaum mehr möglich, selbstständig in die Schweiz zu
reisen. Daher sah sich das EDA gezwungen, eine laut eigener Aussage «bisher nie
dagewesene» Rückholaktion von Schweizer Reisenden einzuleiten. In Kooperation mit
Edelweiss und Swiss wurden in den nachfolgenden Wochen Dutzende Charterflüge, vor
allem nach Afrika, Asien und Lateinamerika organisiert. Die grösste Herausforderung
bestand laut EDA darin, dass Reisende von abgelegenen Orten in die Hauptstädte
gebracht werden mussten, bevor sie den Rückflug in die Schweiz antreten konnten.
Diplomatische Problemlösungen waren auch bei der Unterbringung des Flugpersonals
gefragt, welches sich vor den Rückflügen jeweils in Hotels ausruhen musste und dazu in
Länder einreiste, welche ihre Grenzen offiziell geschlossen hatten.

Ende April kam die Rückholaktion zu ihrem vorläufigen Ende, wobei das EDA eine sehr
positive Bilanz zog. So organisierte es zwischen dem 22. März und dem 29. April mittels
35 Flügen die Rückkehr von insgesamt 6'950 Personen. Davon waren 3'974 Schweizer
Staatsangehörige und 2'976 in der Schweiz wohnende Ausländerinnen und Ausländer.
Weitere 1'500 Schweizerinnen und Schweizer kehrten durch Repatriierungsflüge
anderer Staaten in die Schweiz zurück. Reisenden, welche nicht mehr zurückkehren
konnten sowie Auslandschweizerinnen und -schweizern wurde weiterhin Unterstützung
und konsularischer Schutz angeboten. Auch die lange unbeantwortet gebliebene Frage
hinsichtlich des Kostenverteilungsschlüssels wurde abschliessend geklärt. Die
Gesamtkosten der Rückholaktion beliefen sich auf CHF 10 Mio., welche vom Bund
vorfinanziert worden waren. Die Beteiligung der Reisenden entspräche laut EDA
marktüblichen Preisen, wobei die Passagiere einen Pauschalbetrag bezahlten, der mit
der Länge der Flugstrecke variierte. Diese Kostenteilung erlaube es, 80 Prozent der
Kosten zu decken, womit sich der Bund zu 20 Prozent an den Flugkosten beteilige, so
das EDA. Auf Nachfrage von SRF gestand Hans-Peter Lenz, der oberste Krisenmanager
des Aussendepartements, dass man nur die reinen Flugkosten berücksichtigt und
«keine Vollkostenrechnung» gemacht habe. Der Transport der Passagiere zum
Flughafen und die Personalkosten der Fluggesellschaften wurden demnach ebenfalls
vom Bund übernommen. 3

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 30.04.2020
AMANDO AMMANN
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Der Bundesrat veröffentlichte im Februar 2022 die Amerikas-Strategie 2022-2025 der
Schweiz, eine von insgesamt vier geografischen Folgestrategien zur Aussenpolitischen
Strategie 2020-2023. Diese diene gemäss Bericht der Verbesserung der Kohärenz der
Aktivitäten auf dem amerikanischen Kontinent (Nord-, Zentral- und Südamerika). Der
Bundesrat unterscheide dabei zwischen fünf geografischen Schwerpunkten: den USA;
Kanada; den «Jaguaren» Lateinamerikas (Argentinien, Brasilien, Chile, Kolumbien,
Mexiko, Peru); den IZA-Ländern des EDA (Bolivien, Haiti, Honduras, Kuba, Nicaragua);
und ausgewählten Regionalorganisationen. 
Für die Zusammenarbeit mit den USA und Kanada seien alle vier Schwerpunktthemen
der Aussenpolitischen Strategie (Frieden & Sicherheit, Wohlstand, Nachhaltigkeit,
Digitalisierung) relevant, da beide Staaten nicht nur wirtschaftlich, sondern auch
kulturell extrem eng mit der Schweiz verbunden seien. Als Mitglieder diverser
multilateraler Organisationen seien die beiden Länder in vielen Gebieten wie dem
Klimaschutz, der Digitalisierung oder der Sicherheitspolitik tonangebend. 
Lateinamerika und die Karibik seien eigentlich keine Schwerpunktregion der Schweizer
Aussenpolitik, trotzdem habe die Schweiz auch in diesen Gebieten bedeutende – vor
allem wirtschaftliche – Interessen. Während der Fokus der Kooperation bei den Jaguar-
Staaten ähnlich breit wie im Falle der nordamerikanischen Staaten gelagert sei, spiele
die Digitalisierung im Falle der IZA-Länder keine Rolle. Man habe sich im Rahmen der
IZA-Strategie 2021-2024 dafür entschieden, die bilaterale Entwicklungszusammenarbeit
des EDA in Lateinamerika und der Karibik bis Ende 2024 schrittweise abzubauen. Die
Schweiz setze ab 2025 aber in diesen beiden Gebieten weiterhin auf Engagements in
multilateralen Organisationen; auf die wirtschaftliche Entwicklungszusammenarbeit des
SECO; auf die Förderung von Frieden; Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte; auf die
Humanitäre Hilfe; auf Globalprogramme zu Klimawandel, Wasser, Ernährung,
Gesundheit und Migration, sowie auf den Kulturaustausch. 
Über die Regionalorganisationen, in denen die Schweiz Mitglied ist oder
Beobachterstatus hat, versuche die Schweiz ihre Interessen und Werte zu stärken. Sie
konzentriere sich dabei auf die Themen Frieden und Sicherheit, Wohlstand und
Nachhaltigkeit, indem man die regionale Zusammenarbeit und den Austausch von Best
Practices fördere und die Handlungsfähigkeit der regionalen Organisationen stärke. 
Für die Umsetzung der Strategie arbeite man einerseits mit Gast- und Drittstaaten,
andererseits mit internationalen Organisationen, Universitäten, NGOs und privaten
Unternehmen zusammen. 4

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 16.02.2022
AMANDO AMMANN

Relations avec des organisations internationales

La cheffe du Département fédéral de l’Economie, Doris Leuthard, a signé en compagnie
de ses homologues des pays de l’AELE un accord de libre-échange avec la Colombie.
Grâce à cet accord, la Suisse et les autres pays de l’AELE bénéficieront notamment d’un
accès en franchise de droits de douanes au marché colombien pour l’essentiel de leurs
produits industriels (y compris les produits agricoles transformés, les poissons et autres
produits de la mer). 5

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 26.11.2008
ELIE BURGOS

Relations avec d'autres Etats

Les Suisses désireux de s’établir en France n’auront plus besoin de visa de long séjour.
Cette simplification dans la procédure met la Suisse sur pied d’égalité avec Andorre,
Monaco ou Saint-Marin. Elle ne bénéficie toutefois pas des avantages accordés aux pays
de l’UE ou de l’EEE. 6

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 18.07.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Lors de sa visite du mois de novembre, le vice-président colombien Francisco Santos
Calderon a principalement abordé des thèmes économiques avec la conseillère
fédérale Micheline Calmy-Rey. 7

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 27.11.2003
ROMAIN CLIVAZ

Au mois de février, la cheffe du DFAE a rencontré à Genève la ministre des affaires
étrangères colombienne Maria Consuelo Araujo Castro. Les discussions ont porté
principalement sur le rôle de la Suisse en tant que facilitateur dans le conflit entre les
autorités colombiennes et la guérilla FARC. 8

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 03.02.2007
ELIE BURGOS
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Le prince Albert II de Monaco a effectué une visite officielle en Suisse au mois de mai.
Il a été reçu à Berne par la présidente de la Confédération. La politique climatique a
figuré au menu des discussions entre les parties. 9

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 05.05.2007
ELIE BURGOS

Le ministre des affaires étrangères de la République de Colombie, Fernando Araujo
Perdomo, a été reçu à Berne par Micheline Calmy-Rey au mois de septembre. Les
entretiens ont porté principalement sur les relations bilatérales entre les deux pays et
sur les efforts de promotion de la paix en Colombie. 10

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 11.09.2007
ELIE BURGOS

Le ministre colombien du commerce, de l'industrie et du tourisme, Luis Guillermo
Plata, a été accueilli au mois d’octobre à Berne par le conseiller fédéral Hans-Rudolf
Merz, avec qui il a signé une convention bilatérale en vue d'éviter la double imposition.
Il a également eu une réunion de travail avec son homologue suisse, la conseillère
fédérale Doris Leuthard. 11

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 26.10.2007
ELIE BURGOS

La Suisse et la Colombie ont signé, au mois d’octobre, une Convention bilatérale en vue
d'éviter la double imposition. 12

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 26.10.2007
ELIE BURGOS

En visite en Iran au mois de mars, la conseillère fédérale Micheline Calmy-Rey a
rencontré à Téhéran son homologue Manoucher Mottaki, ainsi que le président iranien
Mahmoud Ahmadinejad. Si le dialogue sur les droits humains s’est poursuivi, la
conseillère fédérale a assisté à la signature d’un contrat d’approvisionnement en gaz
entre la Société d’électricité de Laufenburg SA et la société nationale iranienne
d’exportation de gaz. Fin mars, la chef de la diplomatie helvétique a effectué un voyage
de plusieurs jours dans les Balkans. Elle a tout d’abord inauguré la nouvelle ambassade
de Suisse à Pristina au Kosovo, puis a rencontré le président Etat Fatmir et le premier
ministre Hashim Thaçi. Elle s’est ensuite rendue en Bosnie, où elle s’est entretenue
avec son homologue Sven Alkalaj. Enfin, elle a été reçue en Macédoine par son
homologue Antonio Milososki. Au mois de juin, la cheffe du DFAE s’est rendue en
Arménie, où elle a rencontré son homologue arménien Eduard Nalbandian. Elle a
également été reçue par le président arménien, Serge Sargsian, pour une visite de
courtoisie. Micheline Calmy-Rey a effectué ensuite un voyage de quatre jours en
Amérique du Sud. Elle s’est tout d’abord rendue en Colombie, où elle a rencontré son
homologue Jaime Bermúdez, avant de se rendre à Medellin pour visiter divers projets
d’aide humanitaire et de promotion civile de la paix. Puis elle s’est rendue au Brésil,
afin de signer un protocole d’entente sur un partenariat stratégique avec le ministre
des affaires étrangères, Celso Amorim. En décembre, la cheffe du DFAE a effectué
plusieurs voyages. Elle a signé une convention destinée à éviter la double imposition
des revenus provenant du transport aérien international à Doha avec le ministre qatari
de commerce, Fahad Bin Jassem Bin Mohammed Al Thani. Elle a ensuite représenté la
Suisse au Conseil ministériel de l’OSCE à Helsinki, avant de s’envoler pour la Russie
pour une visite de travail avec le ministre russe des affaires étrangères Sergeï Lavrov. La
cheffe de la diplomatie suisse et son homologue russe ont signé un accord concernant
la représentation par la Suisse des intérêts russes en Géorgie. Micheline Calmy-Rey
s’est ensuite rendue à Prague, où elle a rencontré son homologue tchèque Karel
Schwarzenberg. Les questions de politique européenne ont été au centre des
discussions. Enfin, la conseillère fédérale a effectué une visite de travail à Malte, où elle
a été reçue par le vice-premier ministre et ministre des affaires étrangères, Tonio Borg.
Les entretiens ont porté sur des questions bilatérales, notamment sur la contribution
de la Suisse à l’élargissement de l’UE destinée à Malte. 13

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 01.01.2008
ELIE BURGOS

La conseillère fédérale Micheline Calmy-Rey a rencontré le président colombien,
Alvaro Uribe, à Zurich au mois de janvier. Au cours de la rencontre, la conseillère
fédérale a reçu de la part du président colombien une demande concernant la reprise
du mandat de facilitation du groupe des trois pays (Suisse, France, Espagne) dans le
cadre de la recherche d’un accord humanitaire avec les FARC. 14

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 23.01.2008
ELIE BURGOS
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En mai, le Conseil fédéral a présenté son message concernant une convention de
double imposition avec la Colombie. Le Conseil des Etats s’est prononcé à l’unanimité
en faveur de cette convention en fin d’année. 15

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 23.09.2008
ELIE BURGOS

Fin juin, la cheffe du département de l’économie, Doris Leuthard, s’est rendue à Paris
pour la réunion annuelle du Conseil de l’OCDE. La discussion a porté principalement
sur la crise économique et les moyens d’en sortir. La question fiscale est restée en
marge des discussions. En mars, elle s’est rendue à Varsovie pour rencontrer son
homologue polonais, Waldemar Pawlak, afin de discuter des projets financés par le
fonds de cohésion au vu de la crise économique du moment. Ils ont tout deux critiqué
le manque de démocratie du G-20 en vue de la réunion de crise du groupe prévue à
Londres. Elle a également rencontré les ministres de l’agriculture, Marek Sawicki, et du
développement régional, Elzbieta Bienkowska. En juillet, elle s’est rendue aux Etats-
Unis pour y rencontrer des représentants de l’administration Obama ainsi que des
représentants des entreprises et organisations actives dans les technologies vertes. Si
sur la côte Est elle a discuté principalement du conflit fiscal, l’objectif de la visite sur la
côte Ouest était de comparer les développements de la technologie verte en Californie
et en Suisse. Elle est ensuite allée en Colombie rencontrer le président colombien,
Alvaro Uribe, et le ministre du commerce, Luis Guillermo, afin de discuter du traité de
libre-échange avec l’AELE, de l’accord de protection des investissements et de celui de
double imposition. En novembre, elle a rencontré à Rome son homologue italien,
Claudio Scaloja. Elle y a notamment critiqué les méthodes du ministre des finances
italien. 16

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 01.01.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

En mars, le gouvernement a présenté son message concernant l’approbation de
l’accord de libre-échange signé en novembre de l’année précédente entre les Etats
membres de l’AELE et la République de Colombie qui était alors le troisième partenaire
commercial de la Suisse en Amérique latine. Cet accord couvre le commerce des
produits industriels, des produits agricoles transformés et des services, les
investissements, la protection de la propriété intellectuelle, les marchés publics, la
concurrence et la coopération technique. Au Conseil national, une minorité Carlo
Sommaruga (ps, GE) a proposé le renvoi du projet au Conseil fédéral notamment pour y
intégrer des standards minimaux de protection des travailleurs et de l’environnement
dans le sens du projet de libre-échange des Etats-Unis avec la Colombie et pour tirer
un bilan de la situation des droits de l’homme dans ce pays. Cette proposition a été
rejetée par 108 voix contre 70, elle n’a été soutenue que par les socialistes, les
écologistes et quelques membres du PDC. Au vote sur l’ensemble, le projet a été
adopté par 113 voix contre 63. Au Conseil des Etats, une proposition de minorité
Recordon (pe, VD) allant dans le sens de la minorité Sommaruga a également été rejetée
par 32 voix contre 6. Au vote sur l’ensemble le projet a été adopté par 31 voix contre
5. 17

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 24.09.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

La nouvelle ambassadrice de Colombie a remis ses lettres de créances à Berne. Le
retour d’un poste d’ambassadeur à Berne a permis de renouer le dialogue entre les
deux pays après que le gouvernement colombien a déclenché une enquête judiciaire à
l’encontre du négociateur suisse Jean-Pierre Gontard, pour collusion avec la guérilla
FARC dans le cadre de l’affaire Betancourt. 18

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 13.01.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

En octobre, le vice-président colombien, Angelino Garzón, est venu à Genève où il a
rencontré Micheline Calmy-Rey. Il a affirmé que les relations entre les deux pays
s’améliorent progressivement suite à l’affaire Gontard. 19

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 17.10.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

En janvier, le ministre des affaires étrangères, Didier Burkhalter, s’est rendu à Rome
afin de rencontrer son homologue italien Giulio Terzi. Les deux hommes ont inauguré le
premier « Forum sur le dialogue Italie-Suisse » qui vise à renforcer la coopération entre
les deux pays. Le ministre s’est ensuite envolé pour les Balkans où il a rencontré les
membres du gouvernement de Bosnie et Herzégovine. Ensuite, il s’est rendu à Belgrade
pour discuter des présidences de la Suisse (2014) et de la Serbie (2015) à l’OSCE.
L’Irlande a ensuite accueilli le ministre pour des discussions portant sur la politique
européenne. Le chef de la diplomatie suisse s’est rendu à Rome à l’occasion de la

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 01.01.2013
EMILIA PASQUIER
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tournée européenne du secrétaire d’Etat américain John Kerry. Pour inaugurer son
entrée dans le groupe « Amis du Yémen », Didier Burkhalter a fait le déplacement à
Londres pour participer à une rencontre de ce groupe qui vise à soutenir la transition
politique yéménite. La Journée mondiale de l’eau a ensuite emmené le ministre à La
Haye pour une conférence internationale. En avril, le chef de la diplomatie suisse a
entamé une tournée sud-américaine qui l’a conduit au Chili, au Pérou et en Colombie.
Ces voyages lui ont permis de s’entretenir avec les politiques de ces pays, ainsi que de
visiter les différents projets soutenus par la Confédération. La Chine a ensuite accueilli
le ministre libéral-radical pour une visite de travail centrée sur les questions bilatérales
et internationales. Pour célébrer le 50e anniversaire de l’adhésion suisse au Conseil de
l’Europe, Didier Burkhalter a prononcé un discours devant l’assemblée parlementaire
de Strasbourg. En mai, le ministre s’est rendu en Israël et en Territoire palestinien
occupé, confirmant ainsi l’engagement de la Suisse pour une solution à deux Etats au
Proche-Orient. L’engagement de la Suisse pour l’interdiction de la peine de mort a
ensuite emmené le conseiller fédéral au 5e Congrès mondial contre la peine de mort à
Madrid. Avant de présenter les objectifs de la présidence suisse 2014 devant l’OSCE à
Vienne, Didier Burkhalter a participé, également à Vienne, à une conférence de
l’Agence Internationale de l’Energie Atomique (IEA). Il s’est ensuite rendu à Salzbourg
afin de prendre part à la rencontre quadripartite des ministres des affaires étrangères,
qui regroupe les ministres allemands, autrichiens, liechtensteinois et suisses. En août,
la Lituanie et la Lettonie ont accueilli le ministre neuchâtelois, qui a notamment
prononcé son discours du 1er août à Riga. Le ministre a ensuite pris la route de l’est
pour une visite de travail en Slovaquie. Sa visite suivante s’est déroulée aux Pays-Bas,
où, après avoir rencontré le ministre des affaires étrangères néerlandais, il s’est dirigé
vers La Haye pour visiter la Cour pénale internationale et l’Organisation pour
l’interdiction des armes chimiques. En automne, la visite de Didier Burkhalter au Maroc
a marqué la première visite officielle d’un ministre des affaires étrangères dans ce pays.
Le neuchâtelois a ensuite participé à l’Assemblée générale de l’ONU, à New York. C’est
ensuite l’Océanie, plus précisément l’Australie, la Nouvelle-Zélande et le Vanuatu, qui
ont accueilli Didier Burkhalter afin d’aborder tout particulièrement les questions du
changement climatique et du développement durable. En tant que nouveau membre de
l’ASEM, la Suisse a été représentée par son ministre des affaires étrangères lors de la
rencontre ministérielle à New Dehli. Quelques semaines avant que la Suisse ne prenne
la présidence de l’OSCE, Didier Burkhalter a participé au Conseil ministériel de
l’organisation à Kiev en décembre. 20

Bons offices

Afin de parvenir à une amélioration de la situation en Colombie, le gouvernement
suisse a invité à Genève les principaux acteurs de la guerre civile larvée qui déstabilise
le pays depuis plus de trente ans. Réunis dans le même hôtel, des médiateurs suisses,
des représentants du gouvernement, des responsables de l’Armée de libération
nationale (ELN) et plus de 80 représentants de la société civile colombienne
(entreprises, ONG, syndicats, médias) ont discuté les principes de base à un cessez-le-
feu . 21

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 25.07.2000
FRANÇOIS BARRAS

Malgré l’échec apparent de la mission suisse visant à obtenir un échange d’otages et de
prisonniers entre la guérilla des Forces armées révolutionnaires de Colombie (FARC) et
le gouvernement colombien, la Suisse a poursuivi son rôle de « facilitateur » sur le
terrain avec l’aval des autorités. En décembre, les deux parties ont donné leur accord
formel pour la mise sur pied de négociations avec l’aide du « facilitateur » helvétique. 22

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 06.12.2004
ELIE BURGOS

La mission suisse visant à obtenir un échange d’otages et de prisonniers entre la
guérilla des Forces armées révolutionnaires de Colombie (FARC) et le gouvernement
colombien, a poursuivi, durant l’année sous revue, son rôle de « facilitateur » dans les
discussions entre le gouvernement colombien et les rebelles. Micheline Calmy-Rey a
salué en juillet les efforts faits par Bogota, afin de rencontrer les représentants des
FARC pour discuter d’un éventuel accord. En fin d’année, la Suisse a contribué (avec la
France et l’Espagne) à une avancée significative: le retrait de l’armée colombienne
d’une zone rurale de 180 km2, pour y tenir d’éventuelles négociations avec les rebelles.
La Suisse a également été désignée par le gouvernement colombien et l’ELN, une
guérilla guévariste deuxième groupe armé du pays, pour « accompagner »
(conjointement avec un groupe de pays parrains) le dialogue entre les deux acteurs. 23

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 15.12.2005
ELIE BURGOS
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La Suisse a poursuivi au cours de l’année sous revue son rôle de facilitateur entre les
autorités colombiennes et les deux guérillas du pays, les FARC et l’ELN. Avec l’aide de la
France, de l’Espagne et de la Norvège, la Suisse fournit une aide humanitaire aux
victimes du conflit armé et cherche à faire aboutir un accord humanitaire sur la
libération des otages détenus par les FARC notamment. 24

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 23.03.2007
ELIE BURGOS

Ingrid Betancourt, otage des FARC depuis plusieurs années, a été libérée début juillet
suite à une opération de l’armée colombienne. Quelques jours après, la Colombie a mis
en cause le médiateur suisse, Jean-Pierre Gontard, le soupçonnant de connivence avec
la guérilla marxiste dans une affaire remontant à plusieurs années. Une enquête sur ce
dernier a d’ailleurs été ouverte par le Procureur général colombien. Malgré le soutien
apporté à son médiateur par Micheline Calmy-Rey et la visite de cette dernière en
Colombie au mois d’août afin de normaliser les relations entre les deux pays, le
gouvernement colombien a annoncé renoncer à la médiation suisse, mais également
française en faveur des otages détenus par les FARC. 25

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 13.08.2008
ELIE BURGOS

Au mois de décembre 2018, le Conseil fédéral publiait son rapport en réponse au
postulat «Bons offices. Faire un bilan des démarches de facilitation et de médiation
de la Suisse au niveau international». A titre de rappel, la notion de «bons offices»
regroupe différentes actions menées par la Suisse en faveur de la promotion de la paix:
les mandats de puissance protectrice et de représentation d'intérêts étrangers, la
politique d’État hôte – organisation de conférences ou de négociations de paix sous
l'égide de la Suisse ou celui de l’ONU – ainsi que l'ensemble des activités relatives à la
facilitation du dialogue et à la médiation. Le rapport fait ainsi état des mandats de
puissance protectrice exercés notamment par la Suisse en Iran pour les Etats-Unis et
l'Arabie saoudite, en Géorgie pour la Russie ou encore en Egypte pour l'Iran. Dans le
domaine de la médiation, le Conseil fédéral se félicite de pouvoir compter sur «un
solide réseau de contacts et des relations soigneusement entretenues depuis de
longues années», ayant par exemple permis à la Suisse d'exercer une médiation entre
l’Arménie et la Turquie en 2009 ou d'assurer des mandats de soutien tels que ceux
exercés depuis 2012 dans le contexte des conflits en Colombie ou au Myanmar. Si les
bons offices permettent à la Confédération de se profiler sur la scène internationale et
facilitent sous certains aspects le développement de la politique extérieure helvétique,
ils sont également synonymes de véritable valeur ajoutée. «Ils servent l’image de la
Suisse», peut-on finalement lire en conclusion du rapport de l'exécutif fédéral. 26

RAPPORT
DATE: 14.12.2018
AUDREY BOVEY

Politique du développement

En 1990, des accords de ce type furent conclus avec le Chili (60 millions de francs, dont
21 à la charge de la Confédération), la Colombie (40 millions/ 14 millions), le Zimbabwe
(50 millions/25 millions) et l'Inde (100 millions/40 millions). 27

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 06.12.1990
BRIGITTE CARETTI

Le Conseil des Etats s’est penché sur la question de l’aide au développement en fin
d’année. Sa commission de politique extérieure (CPE-CE) a notamment proposé un
postulat demandant au Conseil fédéral d’examiner l’opportunité de réduire le nombre
de pays et de thèmes prioritaires soutenus dans le cadre de la coopération au
développement, mais également de prendre des mesures pour améliorer la cohérence
de la politique de coopération. Elle a notamment émis des doutes quant à l’efficacité
des mesures de gestion civile des conflits et la promotion des droits de l’homme,
notamment au Népal, au Sri Lanka, en Colombie et en Indonésie. 28

POSTULAT
DATE: 13.09.2005
ELIE BURGOS

Im Mai 2020 reichte die APK-NR eine Motion zur Absicherung der bisherigen Erfolge
der Schweizer Entwicklungszusammenarbeit in Zentralamerika und der Karibik ein.
Damit wollte sie den Bundesrat beauftragen, im Rahmen der Strategie der
internationalen Zusammenarbeit 2021-2024 weiterhin durch finanzielle Beiträge zur
Förderung von Menschenrechten, guter Regierungsführung und Rechtsstaatlichkeit an
ausgewählte Staaten in Zentralamerika und der Karibik beizutragen. Die IZA der Schweiz
werde sich zukünftig auf einen kleineren Kreis von Staaten fokussieren. Zahlreiche
Länder Lateinamerikas hätten in den vergangenen zwei Jahrzehnten grosse Fortschritte
bei der Armutsreduktion erzielt, doch Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte und gute

MOTION
DATE: 26.05.2020
AMANDO AMMANN
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Regierungsführung seien in jüngerer Vergangenheit wieder vermehrt unter Druck
geraten. Grundlegende Erfolge des Schweizer Engagements drohten dementsprechend
zunichte gemacht zu werden. Daher forderte die APK-NR eine punktuelle Fortführung
der Entwicklungszusammenarbeit in dieser Region. Der Bundesrat versprach in seiner
Stellungnahme, dass die Schweiz auch über die Periode 2021-2024 hinaus eine aktive
Rolle in der OAS, im Menschenrechtsrat und in weiteren internationalen Organisationen
übernehmen werde. Die DEZA bemühe sich um die nachhaltige Absicherung erreichter
Ziele während der Übergangsphase 2021-2024. Das SECO integriere ausserdem Peru
und Kolumbien in die neue IZA-Strategie und fördere zudem die bedrohten Grundwerte
durch die Stärkung der wirtschaftlichen Gouvernanz in der Region. Via Schweizer
Botschaften und NGOs, die von der DEZA unterstützt werden, böten sich der Schweiz
zusätzliche Instrumente, um auch nach 2024 Einfluss in der Region auszuüben. Für den
Bundesrat war das Anliegen der Motion folglich bereits erfüllt, weshalb er deren
Ablehnung beantragte. 29

Politique économique extérieure

Le Conseil fédéral a présenté son message relatif à cinq projets d’arrêtés fédéraux
concernant les accords de promotion réciproque des investissements avec la Serbie-
Monténégro, le Guyana, l’Azerbaïdjan, l’Arabie Saoudite et la Colombie. En fin d’année,
le Conseil des Etats, en tant que premier conseil, a ratifié ces cinq accords à
l’unanimité. 30

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.06.2006
ELIE BURGOS

Le Conseil national a suivi la décision du Conseil des Etats et approuvé sans discussion
les cinq accords de promotion réciproque des investissements avec la Serbie-
Monténégro, le Guyana, l’Azerbaïdjan, l’Arabie Saoudite et la Colombie présentés aux
chambres en 2006. 31

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.06.2007
ELIE BURGOS

En mars, les chambres ont approuvé le rapport sur la politique extérieure 2011.
L’année sous revue a été caractérisée par une importante ouverture des marchés. La
conclusion d’accords bilatéraux, ainsi que le renforcement de la coopération avec l’UE,
a permis à la Suisse de consolider sa position économique. Plus particulièrement, le
gouvernement a noté la conclusion d’accords de libre-échange entre l’AELE et Hong
Kong, ainsi qu’avec le Monténégro, la proche conclusion d’un accord avec la Bosnie et
Herzégovine et l’entrée en vigueur d’accords avec le Pérou et la Colombie. La Suisse a
également entamé des négociations avec la Chine, l’Indonésie ainsi qu’avec la Russie, le
Bélarusse et le Kazakhstan et a poursuivi les négociations avec l’Inde afin de signer un
accord de libre-échange. En 2012, elle prévoit de négocier avec le Vietnam et les Etats
d’Amérique centrale. Au niveau européen, le gouvernement a décidé de continuer une
stratégie d’ensemble et coordonnée en incluant des discussions sur les questions
institutionnelles qui freinent depuis longtemps l’avancement d’accords sectoriels avec
l’UE. D’un point de vue financier, la situation fragile de la monnaie européenne a
renforcé le franc suisse provoquant une diminution des exportations suisses.
Concernant les organisations internationales, au sein de l’OMC, le Cycle de Doha n’a
toujours pas abouti. La Suisse vise toujours une participation au G20. En 2011, elle s’est
ainsi impliquée dans les réunions préparatoires. Lors de l’évaluation du rapport, les
commissions ont regretté que le rapport n’ait pas inclus un chapitre traitant des
marchés et des systèmes financiers internationaux, ainsi qu’un chapitre traitant de la
politique suisse des matières premières. L’aspect très descriptif du rapport a
également soulevé quelques critiques. La Commission de politique extérieure du
Conseil des Etats (CPE-CE) a également discuté de l’introduction d’éléments en faveur
du développement durable dans les accords de libre-échanges ainsi que des problèmes
créés par la diminution des matières premières. Finalement, les deux chambres ont pris
acte du rapport. Le Conseil fédéral a également présenté son message sur
l’approbation de mesures touchant le tarif des douanes. Ce dernier a été approuvé à
l’unanimité par les chambres. 32

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 07.03.2012
EMILIA PASQUIER
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Economie

Crédit et monnaie

Banques

Bereits seit Ende 2013 waren im Zusammenhang mit den Entwicklungen in Richtung
Automatischer Informationsaustausch (AIA) Gespräche mit der EU geführt worden.
Diese fanden im Rahmen der Verhandlungen zur Revision der EU-Richtlinie zur
Zinsbesteuerung statt, in welcher die EU explizit die „internationalen Entwicklungen“
berücksichtigen wollte. Die Revision sah vor, bestehende Steuerschlupflöcher in der
Zinsbesteuerungsrichtlinie zu stopfen. Neu sollten beispielsweise auch Zinserträge von
Stiftungen und Trusts dem Regelwerk unterstehen. EU-intern wurde die Revision im
März 2014 verabschiedet; dies nachdem Österreich und Luxemburg entsprechende
Änderungen jahrelang blockiert hatten. Weil die Revision ebenfalls vorsah, das EU-
Recht an die neuen globalen Standards (sprich: AIA) anzupassen, sobald diese vorlagen,
kam die Änderung einer EU-internen Übernahme des AIA gleich. Die Drittstaaten
Liechtenstein, Monaco, Andorra, San Marino und die Schweiz wurden mit der
Verabschiedung der EU-internen Revision diplomatisch unter Druck gesetzt, den AIA
ebenfalls zu übernehmen. Würden die Drittstaaten „kein[en] genügende[n] Fortschritt
[erzielen]“, wollte die Kommission „mögliche Optionen erkunden, um die Befolgung des
neuen Standards sicherzustellen“. Weil die angepassten Regelungen betreffend
Zinsbesteuerung erst per 2017 in Kraft treten sollten und sich Österreich und
Luxemburg dagegen wehrten, zwei Systemwechsel innert kürzester Zeit vorzunehmen,
war die Revision der Zinsbesteuerungsregelungen aus praktischer Sicht Makulatur.
Konsequenterweise stoppten die EU und die Schweiz die entsprechenden
Verhandlungen im Mai 2014. Der Bundesrat verabschiedete im Herbst 2014, nach
Konsultation des Parlaments und der Kantone, ein Verhandlungsmandat zur Einführung
eines AIA mit „Partnerstaaten“. Dazu gehörten neben den USA (Wechsel zum Modell 1
mit Reziprozität in FATCA) und anderen Ländern auch die EU. Entsprechende
Gespräche waren bis zum Jahresende noch nicht abgeschlossen, mitunter weil die
gesetzliche Grundlage zur Einführung eines AIA in der Schweiz noch nicht geschaffen
war. Am Jahresende schien es eher unwahrscheinlich, dass die Verhandlungen
betreffend AIA mit den Fragen zum Marktzugang und zur Vergangenheitsbewältigung
verknüpft werden konnten. Eine solche Strategie hatte die Expertengruppe Brunetti I
2013 vorgeschlagen. Bereits im Februar 2014 stellte Bundesrätin Widmer-Schlumpf
jedoch fest, dass die Zeit knapper geworden sei, Lösungen für die Fragen des
Marktzugangs und der Vergangenheitsbewältigung gleichzeitig mit den Verhandlungen
zum AIA zu finden, weil der internationale Standard zum AIA schneller komme als
erwartet. 33

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 08.10.2014
FABIO CANETG

Dans le cadre de la norme internationale en matière d'échange de renseignements,
établie par l'OCDE, la Suisse s'est engagée à introduire l'échange automatique de
renseignements (EAR) en matière fiscale. Ainsi, des procédures de consultation sont
lancées afin de déterminer quels Etats et territoires remplissent les conditions
nécessaires pour appartenir au réseau partenaire de la Suisse. L'objectif de ces
démarches est de renforcer la compétitivité et l'intégrité de la place financière
helvétique. Une procédure de consultation a été lancée pour la Chine, l'Indonésie, la
Russie, l'Arabie Saoudite, le Liechtenstein, la Colombie, la Malaisie, les Emirats arabes
unis, Montserrat, Aruba, Curaçao, le Belize, le Costa Rica, Antigua-et-Barbuda, la
Grenade, Saint-Kitts-et-Nevis, Sainte Lucie, Saint-Vincent-et-les-Grenadines, les îles
Cook et les îles Marshall. Si le Parlement approuve les décisions prisent après les
procédures de consultation, les premiers échanges automatiques pourraient avoir lieu
dès 2019. 34

RAPPORT
DATE: 02.02.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Avec une ligne similaire à celle de sa chambre sœur, la chambre des cantons a remanié
le projet d'introduction de l'échange automatique de renseignements (EAR) relatifs
aux comptes financiers avec 41 Etats partenaires élaboré par le Conseil fédéral. Alors
que les premiers échanges devraient avoir lieu dès 2018, le Conseil des Etats a inscrit le
principe de spécialité dans le projet de loi. Tout comme le Conseil national, il souhaite
ainsi que les renseignements transmis ne puissent être utilisés qu'à des fins fiscales.
L'objectif est de renforcer la protection juridique individuelle. Par contre, la chambre
des cantons n'a pas estimé nécessaire d'introduire des mesures liées à la prévention de
la corruption dans le pays partenaire. Les accords avec les 41 Etats partenaires ont été

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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validés. Au final, le Conseil national s'est aligné sur les modifications du Conseil des
Etats. Ainsi, l'UDC, qui se battait contre ces accords, a finalement dû baisser pavillon.
Tous les accords, même ceux avec l'Arabie Saoudite et la Nouvelle-Zélande, ont été
adoptés et les critères de prévention de la corruption abandonnés. 35

Infrastructure et environnement

Transports et communications

Politique des transports

Die Vertreterinnen und Vertreter der Umwelt- und Verkehrsministerien der Alpenländer
verabschiedeten Ende Oktober 2022 einen länderübergreifenden Aktionsplan für
klimafreundliche Mobilität in den Alpen. Auf Initiative der Schweizer Umwelt- und
Verkehrsministerin Simonetta Sommaruga hatten sich die Alpenländer Deutschland,
Frankreich, Italien, Österreich, Slowenien, Liechtenstein, Monaco und die Schweiz zur
Trägerschaft mit dem Namen «Simplon-Allianz» zusammengeschlossen.
Das Ziel des Aktionsplans bestand darin, den Verkehr im Alpenraum bis 2050
klimaneutral zu gestalten. Dafür sah der Plan Massnahmen in drei Bereichen vor: Im
Güterverkehr soll die Verlagerung auf die Schiene mittels eines Dialogs über eine
alpenweite Verkehrsabgabe für schwere Nutzfahrzeuge sowie der Förderung des
Ersatzes von fossil betriebenen Lastwagen durch emissionsfreie Fahrzeuge gestärkt
werden. Im Bereich des grenzüberschreitenden Personenverkehrs soll der Umstieg auf
den öffentlichen Verkehr gefördert werden. Dies könne unter anderem durch die
Einführung von alpenweit gültigen ÖV-Billetten oder -Abonnementen und durch die
Stärkung von Nachtzugsverbindungen geschehen. Da bei der Tourismus- und
Freizeitmobilität ein grosser Teil der Emissionen auf die An- und Abreise entfalle, sah
der Aktionsplan drittens vor, die Bahnverbindungen in die alpinen Destinationen zu
verbessern und den Langsamverkehr in den Tourismusorten zu stärken. 36

AUTRE
DATE: 27.10.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Protection de l'environnement

Protection de la nature

En mars, lors de la réunion ministérielle sur la Convention des Alpes à Paris, R. Dreifuss
a ainsi suggéré à ses partenaires (représentants de l'Allemagne, de la France, de l'Italie,
de l'Autriche, de la Slovénie, du Liechtenstein et de Monaco) d'adopter ce protocole
additionnel. Ceux-ci ont rejeté la proposition helvétique mais ont cependant accepté
d'intégrer ses dispositions dans le protocole consacré à l'aménagement du territoire. 37

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 25.03.1994
SERGE TERRIBILINI

A Lucerne, les ministres de l’environnement de huit pays, à savoir l’Allemagne,
l’Autriche, la France, l’Italie, le Liechtenstein, Monaco, la Slovénie et la Suisse, ont signé
le protocole Transports de la Convention alpine lors de la 6ème Conférence. Le
protocole sur les transports a donné lieu à d’intenses négociations et les protagonistes
se sont accordés sur cinq importants points : 1. renoncer à la construction de nouvelles
routes transalpines 2. ne pas réaliser de grosses routes pour la circulation alpine que
quand elles passent l’examen du contrat environnemental et qu’il n’y ait pas une autre
possibilité de surmonter le trafic 3. harmoniser les nouveaux ouvrages et les
transformations importantes d’infrastructures existantes entre les pays 4. privilégier les
moyens de transports écologiquement conciliants 5. prendre en charge les nouveaux
ouvrages liés aux infrastructures de transport selon le principe du pollueur payeur.
L’Union Européenne étant partenaire du contrat de la Convention des Alpes, elle s’est
jointe aux résolutions. Les huit pays ont aussi adopté le protocole Règlement des
différends: ce document prévoit une procédure obligée débouchant sur une sentence
d’arbitrage contraignante. Les pays se donnent ainsi les moyens de régler la question
des divergences d’opinion dans l’interprétation et l’application des dispositions de la
Convention et de ses protocoles. Il a également été décidé de créer un secrétariat
permanent. Avec le protocole "Transports", la Suisse a signé les 9 accords qui
accompagnaient la Convention alpine. Les Chambres fédérales auront le dernier mot,
car les protocoles ne sont pas soumis au référendum facultatif. A ce propos, les milieux
économiques suisses ont fait part de leur opposition et engagé les Chambres fédérales
à ne pas ratifier ce protocole. 38
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